
Kürzlich fand in Dort-
mund eine vom Minister
für Arbeit, Gesundheit
und Soziales des Landes
NRW organisierte Fach-
tagung statt, bei der Per-
spektiven einer zukünfti-
gen Arzneimittelversor-
gung diskutiert wurden.
In einem Grundsatzrefe-
rat stellte L. von Engel-
brechten (Direktion III
der Europäischen Kom-
mission) die zukünftige
Rolle der EU dar. Die eu-
ropaweite einheitliche Zu-
lassung von neuen Arz-
neimitteln und die zen-
trale Erfassung von Arz-
neimittelrisiken durch die
europäische Agentur
EMEA (European
Agency of Medicinal Pro-
ducts) wird zukünftig
dazu führen, daß Aufga-
ben der nationalen
Behörden in stärkerem
Maße europaweit über-
nommen werden. Im welt-
weiten Vergleich muß Eu-
ropa alle Anstrengungen
unternehmen, um auch
weiterhin zu den führen-
den Gebieten  zu gehören,
in denen Arzneimittel
entwickelt und hergestellt
werden. Europäische und
internationale Einflüsse
werden nicht zuletzt auch
den Verkehr und die Ab-
gabe von Arzneimitteln
beeinflussen.

Es bestand Einigkeit
darüber, daß die Arz-
neimittelversorgung in
Deutschland einen hohen
Standard erreicht hat. Um
diesen Standard zu erhal-
ten und zu verbessern,
sind jedoch auf allen Ge-
bieten – wie in der klini-

schen Erforschung und
Entwicklung, in der Her-
stellung und Prüfung, in
der Verordnung, Bera-
tung Abgabe und Anwen-
dung von Arzneimitteln –
weitere Anstrengungen
erforderlich. Die Pharma-
kovigilanz, d.h., die stän-
dige Überwachung, Erfas-
sung und Bewertung von
Arzneimittelrisiken, hat
zum Beispiel die wichtige
Aufgabe, eine Gefähr-
dung der Bevölkerung
oder bestimmter Bevöl-
kerungsgruppen wie Kin-
der oder alter Menschen
durch mögliche uner-
wünschte Wirkungen von
Arzneistoffen abzuschät-
zen und durch entspre-
chende Warnungen zu
verringern.

Wie ein Vertreter aus
Frankreich ausführte,
könnten neue, von Arz-
neimitteln ausgehende
Gefahren durch eine de-
zentralisierte Erfassung
eher entdeckt und das Ri-
siko für die Bevölkerung
weiter verringert werden.
Weiterhin könnte die Be-
ratung über Arzneimittel
durch eine intensivere
Zusammenarbeit zwi-
schen verordnendem Arzt
und dem das Arzneimittel
abgebenden Apotheker
gefördert werden. Insbe-
sondere sollten neutrale
Informationsmöglichkei-
ten über Arzneimittel bei
den zuständigen Behör-
den, eventuell über elek-
tronische Medien, neu ge-
schaffen bzw., wie bei der
EMEA geplant, weiter
ausgebaut werden.

Dr. Günter Hopf

Private Krankenversi-
cherungen und Beihilfe-
stellen verlangen in zu-
nehmendem Maße von
ihren Versicherten eine
ärztliche Bescheinigung,
daß vor der Akupunktur
(GOÄ-Nummern 269 und
269a) sogenannte wissen-
schaftliche Verfahren zur
Schmerzbehandlung ohne
Erfolg angewendet wor-
den seien. Das teilte das
Ministerium für Arbeit,

Zur Verbesserung der
psychosozialen Beglei-
tung von Substituierten
und zur Überprüfung des
tatsächlichen Bedarfs di-
verser Begleitmaßnah-
men finanziert das Land
Nordrhein-Westfalen das
auf drei Jahre angelegte
Modellprogramm „Fach-
berater Methadon“. 51
über das Land verteilte
Fachberater
➤ suchen nach freien Ka-

pazitäten und Ange-
botslücken,

➤ dokumentieren zusätz-
lichen Betreuungs- und
Behandlungsbedarf,

➤ fungieren als Bin-
deglied zwischen Ärz-
ten und Substituierten,

➤ beraten Institutionen
über Hilfsmöglichkei-
ten im Einzelfall

➤ und ermitteln Kosten
und Leistungsträger
für die jeweils notwen-
digen Begleitmaßnah-
men.
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N A C H R I C H T E N  I N  K Ü R Z E

FACHTAGUNG

Arzneimittelversorgung
der Zukunft

AKUPUNKTUR

Liquidation ohne
Zusatzbescheinigung

Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-
Westfalen (MAGS) der
Ärztekammer Nordrhein
mit.Das MAGS weist dar-
auf hin, daß eine Vorlage-
pflicht derartiger Atteste
nicht besteht. Sie ist we-
der in den Legenden der
oben genannten GOÄ-
Nummern noch in den
Beihilferichtlinien des
Landes Nordrhein-West-
falen vorgesehen. RhÄ

Regelmäßige Fortbil-
dungsveranstaltungen
schulen die Fachberater,
die keine psychosozialen
Einzelmaßnahmen durch-
führen, für ihre Aufgaben.

Die Erkenntnisse des
Projekts werden dokumen-
tiert und wissenschaftlich
ausgewertet.

Die Kontaktadressen
der im Kammerbereich
Nordrhein tätigen „Fach-
berater Methadon“ kön-
nen bei der Ärztekammer
Nordrhein (Pressestelle,
Tersteegenstr. 31, 40474
Düsseldorf, Tel.: 0221/
4302-449) abgerufen  wer-
den.

In Düsseldorf zum Bei-
spiel arbeitet die Sozialar-
beiterin Petra Steege vom
dortigen Gesundheitsamt
in den Räumen der Met-
hadonambulanz als „Fach-
beraterin für Methadon“
(siehe auch Seite 42).

RhÄ

MODELLPROJEKT

„Fachberater Methadon“


